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Gefahreninanagement im Kanton Obwalden'

Von ./ase///e.v.v

Keywords; Risk management; planning; natural hazards; canton of Obwalden (Swit-
zerland). FDK: 583: 624.4: 911: UDK 551% 502.58: (494.121)

1. Einleitung

Die nachfolgenden Ausführungen beleuchten den Umgang mit Naturgefahren aus
der Sicht der öffentlichen Verwaltung. Aus dieser Optik sind zwei Rahmenbedingun-
gen besonders hervorzuheben:
• Verantwortung der Gemeinwesen für die Sicherheit (vor Naturgefahren);
• begrenzte Mittel zur Reduktion von (naturgefahrenbedingten) Risiken.

Die begrenzten Mittel zwingen zur Anwendung von Management-Strategien im
Umgang mit Naturgefahren. Um diese Strategien wirksam einsetzen zu können, sind
ausreichende Grundlagen nötig. Diese Grundlagen sind im wesentlichen:
• Gefahren(ereignis)kataster;
• Gefahrenkarten;
• Schadenpotentialkarten;
• (grossräumige) Risikoanalysen.

Die Beschaffung dieser Grundlagen ist eine schwierige und komplexe Aufgabe, die
den Schwerpunkt der derzeitigen Aktivitäten im Kanton Obwalden bildet.

Solange die Grundlagen noch nicht flächendeckend vorhanden sind, ist ein umfas-
sendes Gefahrenmanagement nicht möglich. Im Rahmen eines konsequenten «Über-
gangs-Gefahrenmanagements» wird versucht, die Sicherheit der Bevölkerung vor
Naturgefahren unter Wahrung der Rahmenbedingungen bereits jetzt bestmöglich zu
gewährleisten.

'Referat, gehalten am 23. Januar 1998 im Herrenhaus Grafenort, anlässlich des Tagessemi-
nars «Mensch und Naturgewalten».

Schweiz. Z. Forstwes., 749 (1998) 9: 715-724 715



2. Rahinenbedingiingeii

a) d/e Veran/worfimg der Geme/nwese«

Die öffentlichen Gemeinwesen tragen Veranrworttrng/iir d/e S/ctterttett der ßevö/-
tteriing.

In der Obwaldner Kantonsverfassung ist diese Verantwortung in Artikel 24 wie

folgt umschrieben: «Kanton «nd Gemeinden sorge«/ür die /fit/rec/z/er/zfl/towg der 7?wtte,

Ord«M«g, 5/c/zer/zez/ wnd S/H/icttkett» (polizeiliche Generalklausel). Es kann eine Reihe
weiterer Bestimmungen in Spezialgesetzen angefügt werden, beispielsweise Art. 19 des

Bundesgesetzes über den Wald (WaG) vom 4. Oktober 1991 (Waldgesetz) usw. Die
Gemeinwesen nehmen diese Verantwortung wahr, indem sie
—> durch Beeinflussung der Raumentwicklung (z.B. Erstellung von Bauten und Infra-

strukturanlagen) versuchen, die Entstehung neuer Risiken zu minimieren und
allenfalls bestehende Risiken zu reduzieren;

— durch zum Teil massive Unterstützung von Massnahmen zur Abwehr von Natur-
gefahren (vor allem Verbauungen) bestehende Risiken minimieren.

tt) begrenzte M/ffe/

Die Begrenz/beb vo« /Witte/« der öffentlichen Hand ist besonders in den letzten
Jahren, seit in den Haushalten der Gemeinwesen immer grössere Lücken klaffen,
bewusst geworden. Obwohl die Sicherheit der Bevölkerung ein politisch hochgehalte-
nes Ziel darstellt, werden Aufwendungen zur Abwehr von Naturgefahren nicht mehr
diskussionslos getätigt; Verbauprojekte werden gestrichen oder zumindest stark
erstreckt. Auch Ausgaben für die Sicherheit vor Naturgefahren haben sich dem ange-
sichts der Mittelknappheit immer heftiger entbrannten Verteilkampf in Politik und
Verwaltung zu stellen.

In den - recht neuen - für die Sicherheit vor Naturgefahren massgeblichen Geset-
zen des Bundes, nämlich im Wä/dgese/z (Bundesgesetz über den Wald [WaG] vom
4. Oktober 1991) und im Wasserbaiigasetz (Bundesgesetz über den Wasserbau [WBG]
vom 21. Juni 1991) wurden Elemente aufgenommen, die den Einsatz öffentlicher Mit-
tel für die Sicherheit vor Naturgefahren steuern und begrenzen.

Das Wasserbaugesetz umschreibt eine klare Vorgehensstrategie und Rangordnung
bei Massnahmen zur Sicherheit der Bevölkerung vor Naturgefahren:

7. sac/zgerec/tter t/n/erttaft der Gewässer
2. rawmp/aner/sc/ie Massna/zwe«
3. baubette Scttittzraassttttttme« an Gewässer«

Diese Regelung zielt wohl insbesondere darauf ab, die normalerweise sehr hohen
Kosten baulicher Massnahmen von den Gemeinwesen abzuwenden. Aber auch Natur
und Landschaft sollen vor unnötigen Bauwerken verschont bleiben.

Bezüglich Finanzierung von Schutzmassnahmen enthalten Waldgesetzgebung und
Wasserbaugesetzgebung insbesondere folgende weiteren Vorgaben:
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—» ràz'kogerec/zter Mtfe/emsafz, d.h.

- Mittel sind prioritär dort einzusetzen, wo hohe Risiken bestehen;
-die Verbaudimensionierung ist auf das zu schützende Schadenpotential abzu-

stimmen;

- Restrisiken müssen in Kauf genommen werden.

—» kosten wirksamer A/z'tte/ezVzsarz, d.h.

- der Mitteleinsatz, aber auch die zu erwartenden negativen «Nebenwirkungen»
(z.B. Auswirkungen auf Natur- und Landschaft) sind am erwarteten Erfolg der
Massnahme zu messen;

-es sind verschiedene Varianten von Schutzmassnahmen zu prüfen und an-
schliessend die kostenwirksamste Lösung weiterzuverfolgen.

3. Konsequenzen für die Sicherheitsplanung

In einer zeitgemässen Projektierung haben daher folgende Schritte ausdrücklich
Einzug gehalten:
• Risikoanalyse anei Ge/a/trdangsnac/zweis
• sac/z/z'c/ze Prioriiäiezzseiza/zg
• /«Cosienwirksanzkeiisanafyse

Es wäre falsch und vermessen zu behaupten, die vor Inkraftsetzung der neuen
Wald- und Wasserbaugesetzgebung realisierten Projekte hätten diesen Aspekten keine
Beachtung geschenkt. Ohne dies auf dem Papier festzuhalten, wurden schon früher
Risiken bewertet und möglichst kostengünstige Varianten gesucht.

Jedoch hält sich die Versuchung auch heute noch hartnäckig, Mittel zur Sicherung
vor Naturgefahren nach (lokal)politischen und kurzfristigen Prioritäten einsetzen zu
wollen. Ganz besonders gross ist diese Versuchung, wenn unter dem Eindruck einer
Naturkatastrophe gehandelt wird.

Die zeitgemässe Planung von Massnahmen zur Abwehr von Naturgefahren ver-
langt einen bewussten Umgang mit Fragen des Risikos und der Kostenwirksamkeit von
Massnahmen. Der Umgang mit Naturgefahren ist nicht mehr nur eine technische Her-
ausforderung, er ist zur Management-Aufgabe geworden.

Nicht weiter ausgeführt wird an dieser Stelle die Selbstverständlichkeit, dass eine

gründliche Planung allein nicht genügt. Auch die Umsetzung und (Erfolgs-)Kontrolle
der geplanten Massnahmen hat streng nach den Prinzipien eines Projektmanagements
zu erfolgen. Nur zu oft wird leider diesem Aspekt - einschliesslich einer genügenden
Dokumentation der ergriffenen Massnahmen - in der «Hektik des Tagesgeschäftes» zu
wenig Beachtung geschenkt.

4. Wer gut managen will, braucht gute Grundlagen

Wenn sich die Gemeinwesen zum Ziel setzen
• mit (raum-)planerischen Massnahmen zu vermeiden, dass neue Risiken (z.B.

schutzlose neue Überbauungen in Gefahrengebieten) entstehen,
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• Mittel für die Gefahrenabwehr nach klaren Prioritäten, risikogerecht und kosten-
wirksam einzusetzen,

dann muss ihnen nachvollziehbar und mit hoher Genauigkeit bekannt sein,
• wo mit welchen Gefahren zu rechnen ist (Gefahrenpotential),
• wo die auf Naturgefahren empfindlichen Stellen in unserem Lebensraum liegen

(Schadenpotential).

Die Überlagerung des Gefahrenpotentials mit dem Schadenpotential zeigt uns
schliesslich die Risiken auf.

Die erwähnten Grundlagen zum Gefahren- und Schadenpotential fehlen im
Kanton Obwalden - wie in vielen Kantonen der Schweiz - zumindest noch teilweise.
So fehlt der Überblick über die feststellbaren Risiken. (Ein paar nicht feststell-
bare Risiken bleiben uns ohnehin verborgen.) Es ist noch nicht möglich zu ge-
wichten, ob diejenigen Risiken, die man derzeit für die grössten hält, tatsächlich die

grössten sind. Ein perfekt durchdachtes und umfassendes Gefahrenmanagement
ist noch nicht möglich.

Der erste - lange - Schritt auf dem Weg zu einem solch umfassenden Gefahren-
management ist die Beschaffung von Grundlagen zur objektiven und nachvollziehba-
ren Beurteilung von Gefahren und Risiken. Dieser Schritt begann in Obwalden 1995

mit der Genehmigung eines Konzeptes über die Erstellung und Nachführung von
Gefahrengrundlagen und wird uns 10 Jahre lang beschäftigen. Der Schwerpunkt der
folgenden Ausführungen ist somit diesem Aspekt gewidmet.

5. Gefahrengrundlagen im Kanton Obwalden

5.7 Wie waren Aiafarge/abren im Kanton Obwaiden bis 7995 dokamendert?

Im Kanton Obwalden existierten vor 1993 keine Naturgefahrenkataster oder
Ereigniskataster.

Über die Lawinengefahren wurde zu Beginn der 70er Jahre eine flächendeckende
Kartierung erstellt, die zum Teil auf beobachteten Ereignissen, zum Teil auf gutachtli-
chen Abschätzungen beruht. Diese Lawinengefahrenkartierung wurde weitgehend in
die Rieht- und Nutzungsplanung integriert und erhielt in der Gemeinde Engelberg als

Lawinenzonenplan eine selbständige rechtskräftige Form.
Über Naturereignisse und Gefahrengebiete anderer Gefahrenprozesse existieren

lediglich vereinzelte Berichte oder Gutachten. Diese Dokumente sind nicht katalogi-
siert und nur teilweise systematisch abgelegt.

5.2 Das Konzept Ge/abrengrandZagen 7994 (Abbi/dnng 7)

5.2.7 AZZgemeines

Der Regierungsrat genehmigte mit Beschluss vom 20. Juni 1995 ein vom Ober-
forstamt erstelltes JConzepf über die ZïrsZe/Znng and ZVacb/nbrnng von Ge/abrengrnnd-

718



/age« /m Kanfo« OövvaWe«. Dieses sieht eine etappenweise Erstellung der Gefahren-
grundlagen über alle Gemeinden in den Jahren 1995 bis 2004 vor.

Eine erste Phase umfasst die rückwirkende Erstellung von Ge/a/ven/carasrera
(=Eragm'?/cflrt«rerj, eine zweite die Erstellung von Ge/a/zren/carte«.

(In einigen Gebieten mit in Planung stehenden Integralprojekten wurde die Ersteh
lung der Gefahrenkarten (Engelberg, westliche Sarnersee-Wildbäche) vorgezogen.)

5.2.2 jEre/gn/s/caZasZer (/rw/zer Ge/a/zren/caZa.ster)

Die Ereigniskataster werden als rückwirkende fortlaufende Erfassung der
Naturereignisse nach einer gesamtschweizerisch vereinheitlichten Methode (F+D-Pro-
jekt «Informatikgestützter Ereigniskataster») erstellt.

Die Erstellung von Ereigniskatastern (und auch von Gefahrenkarten, siehe unten
unter Kapitel 5.2.3) wird für folgende Arten von Naturprozessen vorgesehen:
• Lawinen
• Sturzgefahren (Steinschlag, Felssturz, Eisabbrüche usw.)
• Rutschung/Erosion
• Hochwasser/Übersarung/Murgang

Erfasst werden im Ereigniskataster
• a/p/zanameràc/re Date«, nämlich

- Datum und Art eines Natur- bzw. Schadenereignisses;

- Beschreibung und Umgrenzung der Ereignisperimeter (Entstehungs-, Transit-
und Auslaufgebiet);

- Ausmass entstandener Schäden;

- den gefährlichen Prozess auslösende Faktoren;
- Nutzungskonflikte;
- gefährdete Objekte;
- getroffene Schutzmassnahmen und Verbauungen;

- genaue Umschreibung der Informationsquelle; Literaturverzeichnis;

• geomerràc/re Daren zur möglichst genauen räumlichen Abgrenzung der erfassten
Ereignisse.

Quellen für die Informationsbeschaffung sind:
• schriftliche Quellen (Gutachten, Berichte, Projektakten usw.)
• mündliche Quellen (Anstösser, Amtsstellen, Wehr- und Rettungsdienste usw.)
• fallweise «Spurensicherung» im Gelände

Die geograp/rz'sc/re« Daten werden in einem geographischen Informationssystem
(SPA/VS-Dxp/orer) digital erfasst und verwaltet. Für die Verwaltung der alphanumeri-
sehen Daten steht ab dem Jahr 1998 eine gesamtschweizerisch einheitliche Daten-
banklösung (STORME) zur Verfügung.

Bei der nic/cw/r/cenr/en PV/reZzwng r/es Ge/a/rren/carosfens werden alle Ereignisse erfasst,

zu denen brauchbare Informationen ausfindig gemacht werden können. Es ergibt sich

hierbei von selbst, dass im dichter besiedelten Raum mehr Informationen vorliegen.
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I Gefahrengrundlagen und deren Umsetzung

/IbWMang 7. Gefahrenkartierung im Kanton Obwalden.

Ebenso wichtig wie die rückwirkende Erhebung ist rf/c /aa/ende (Vac/j/ü/tra/ig des

Katasters, d.h. die Aufnahme aktueller Naturereignisse. Dabei werden jedoch nur
Ereignisse von einer «gewissen Bedeutung» erfasst. Es muss dem gesunden Men-
schenverstand überlassen werden, welche Ereignisse erfasst werden sollen und welche
nicht; ein «Reglement» hiezu kann nicht geschaffen werden. Als Hinweis zu erfas-
sungswürdigen Ereignissen dienen unter anderem folgende Grundsätze:
• Ereignisse mit Personenschäden oder grösseren Sachschäden (wo z.B. auch eine Schätzung

für den Fonds für nicht versicherbare Elementarschäden erfolgt);
• Ereignisse mit einer gewissen «Ausserordentlichkeit» (Ereignisse, mit denen niemand

gerechnet hat, sind von besonderem Interesse, da sie auf bisher nicht bekannte Gefahren hin-
weisen. Wo bereits eine Gefahrenkarte besteht, interessieren Ereignisse, die nicht in ein aus-
geschiedenes Gefahrengebiet passen!).

5.2.3 Ge/a/trenkarfe

Grundsätzlich ist eine flächendeckende Erstellung der Gefahrenkarten vorgesehen.
Vorgängig zur Gefahrenkartierung wird das Untersuchungsgebiet jedoch nach folgen-
dem Schema in Teilgebiete unterschiedlicher Bearbeitungstiefe unterteilt (Tabe//e 7).

In Gebieten mit geringer Bearbeitungstiefe erfolgt die Beurteilung aufgrund von:
• Übersichtsbegehungen, Grobkartierungen;
• Analyse von Ereigniskataster, Luftbild, geologischen Karten, Hangneigungskarten

USW.

• Analogieschlüssen.

In Gebieten mit mittlerer Bearbeitungstiefe sind folgende Schritte üblich:
• Grobkartierungen, fallweise Detailkartierungen;
• Einfache Modellrechnungen (Pauschalgefällmethoden usw.);
• fallweise Detailberechnungen.
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7abe//e 7. Die Darstellung der Gefahrenstufen erfolgt gemäß den inzwischen schweizerisch nor-
mierten Vorgaben für Intensität und Eintretenswahrscheinlichkeit.

MassgeW/cbes
Grob abgeschätztes Ge/ahrenpotentia/

gchadenpotentia/
Hoch Mittet Tie/

Wenig intensiv genutztes
oder auch in Zukunft wenig
intensiv nutzbares Gebiet
(Objektkategorie A-C gem.
«Hochwasserschutz '95», BWW)'

geringe
Bearbeitungs-

tiefe

Intensiv genutztes oder in
absehbarer Zeit intensiv
nutzbares Gebiet
(Objektkategorie D-F gem.
«Hochwasserschutz '95», BWW)

mittlere
Bearbeitungs-

tiefe

Sonderobjekte
(Objektkategorie G gem.
«Hochwasserschutz '95», BWW)

große
Bearbeitung»-

tiefe

'Vgl. Bundesamt für Wasserwirtschaft: Anforderungen an den Hochwasserschutz '95,
Anhang, Abbildung 2.

In Gebieten mit grosser Bearbeitungstiefe erfolgt die Beurteilung aufgrund von:
• Detailkartierungen, gegebenenfalls Spezialgutachten;
• Detailberechnungen, Prozesssimulationen.

Die Hinweise gelten als grobe Richtschnur. Im Einzelfall muss die Unterteilung der

Untersuchungsgebiete gutachtlich vorgenommen werden.

5.3 Organisation, Finanzierung und Aus/ithrung

5.3J Rec/ttegrimaf/age

Mit der Revision der kantonalen Forstverordnung vom 20. Oktober 1994 wurde
der Vollzug der Erstellung von Gefahrengrundlagen im Kanton Obwalden geregelt.
Art. 18a überträgt die Verantwortung für die Erstellung und Nachführung von Gefah-
renkarten und Gefahrenkatastern dem Regierungsrat.

Art. 73a

'Der Fegierungsrat sorgt nach Anhörung der Einwohner- bzw. Sez/r/csgeme7nde«

/iir die Erstei/ung and iVach/ührung von Ge/ahrenharten und Ge/dhrenhatastern. Die
Koordination iiegi beim Ober/orstamt. Die nach Abzug des ßundesbeitrages verb/ei-
benden Festhosfen werden zw zwei Dritte/n vom Kanton and zu einem Dritte/ von der

betrogenen Einwohnergemeinde getragen.
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'Das Oher/ors/amr sorgt 7>ez MassnaTzmen zur Sz'c/zerzzng von Ge/a/zrengertz'eten /«r
ez'ne /coorrfznzer/e zznrt znfegra/e P/anizng.

Diese Regelung weist zwei besondere Eigenschaften auf:

7. Eerg/ez'c/zswewe zentra/wrt'sc/ze Löwzng:

Die Gefahrenbeurteilung - die früher höchst unterschiedlich und einzelfallweise
durch einzelne Gemeinden gelöst wurde - wird nun durch den Kanton wahrgenom-
men. Diese zentralistische Lösung bietet folgende Vorteile:

- Einheitlichkeit der Gefahrenbeurteilung;
- Kontinuität in der Erfüllung der Aufgabe (bedeutend insbesondere für Nach-

führung und Revision der Gefahrengrundlagen).

2. Fznrtez'W/ö.swng azzcrt z'nnerrta/rt der Fanfona/en Verwaltung:

Die Aufgabe wird in enger Zusammenarbeit mit der Wasserbauabteilung des Bau-
departementes gelöst. Es sollen also nicht «grüne» und «blaue» (sprich forstliche und
wasserbauliche) Gefahrengrundlagen erstellt werden. Die Federführung liegt beim
Oberforstamt.

5.3.2 Kosten and Finanzierung

Das Konzept rechnet mit Gesanzî/cosfen von 7,760 Mio. FranFen für eine Fläche von
491 knV, was Fr. 23.- pro /zu entspricht. Etwa ein Drittel der Kosten entfallen auf die

Ereigniskataster, zwei Drittel auf die Karten. Diese Kosten werden nach Abzug der
Bundesbeiträge zu zwei Dritteln vom Kanton und zu einem Drittel von den Gemein-
den getragen.

Die Nachführung der Gefahrenkataster wird durch den Kanton (Nachführungsar-
beit, Ereigniserfassung) und die Gemeinden (Ereignismeldungen, teilweise auch

Ereigniserfassung) getragen.

5.3.3 Organwarton, «Ge/n&renFomnzws/on»

Im Detail erfolgt die Erfüllung der Aufgabe folgendermassen:

Ge/artren/cafasfer Oberforstamt Obwalden, Abteilung Naturgefahren
Tiefbauamt Obwalden, Abteilung Wasserbau

(Ereignismeldungen z.T. durch Gemeinden)

Ge/a/zrenFarfe «Ge/a/zren/cownzwszon»;
Oberforstamt Obwalden, Abteilung Naturgefahren
Tiefbauamt Obwalden, Abteilung Wasserbau

Vertretung der jeweiligen Gemeinde
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Wichtig ist der Einbezug der politischen Gemeinden. Dies gilt aus staatspolitischen
Überlegungen (Gemeindeautonomie), aber auch aus Gründen der Akzeptanz insbe-
sondere der Gefahrenkarten.

Eine Mitwirkung der Gemeinde erfolgt insbesondere:
• bei der 7sreZe//z<Hg/7?evwz'on von Ge/n/zren/carten in ihrem Gebiet durch Einsitz in

der Projektleitungsgruppe
• bei der IVacTz/w/znzng des Ge/a/zrenknmsters durch Erfassung und Meldung von

Ereignissen.

Für die Nachführung des Katasters wird zusammen mit Gemeindevertretern eine
auf jede Gemeinde zugeschnittene Organisation geschaffen.

6. Umsetzung der Gefahrengrundlagen

6.7 /U/gemeines

Bei den Gefahrenkatastern und Gefahrenkarten handelt es sich um Grundlagen,
welche - wie oben dargelegt - für verschiedene Zwecke einsetzbar sein sollen (vgl.
AhMdzzrzg 7). Primär werden folgende Einsatzbereiche und -möglichkeiten unter-
schieden:
• Rieht- und Nutzungsplanung;
• Baubewilligungsverfahren, bauliche Auflagen in Gefahrengebieten;
• Waldentwicklungsplanung;
• Risikoanalyse und Gefährdungsnachweis für Schutzbauten;
• Grundlage für vorsorgliche Einsatzdisposition der Wehrdienste (z.B. auch

Führungsstäbe).

6.2 7/zwetzwzzg in der Rowrap/anzz/zg

In ihrer Eigenschaft als Sachgrundlagen sind Gefahrenkataster und Gefahrenkar-
ten zzz'c/zt rec/ztsverhzTzd/ic/z. Faktisch kommt ihnen dennoch grosse Verbindlichkeit zu,
da sich eine Behörde, die beispielsweise eine Nutzungsplanänderung oder ein Bauvor-
haben zu beurteilen hat, kaum über vorliegende Grundlagen hinwegsetzen kann und
wird. Auf diese Weise erfolgt die Umsetzung der Gefahrenkarten - wo vorhanden -
bereits jetzt schon.

Es ist im Kanton Obwalden noch nicht im Detail festgelegt, wie die Um-
Setzung der Gefahrenkarten in der Rieht- und Nutzungsplanung erfolgen soll.
Grundsätzlich ist es jedoch nach dem aktuellen Stand der Diskussion eher nicht
vorgesehen,
• die Gefahrenkarten als eigenständige Planungsinstrumente (Gefahrenzonenpläne)

in eine rechtsverbindliche Form zu überführen;
• die Rieht- und Nutzungspläne ausschliesslich aufgrund neu vorliegender Gefah-

renkarten zu revidieren.
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Die Gefahrengrundlagen sollen nach dem im Konzept 1994 vorgesehenen Zeitplan
erstellt und dann im Rahmen der ordentlichen Revisionen der Rieht- und Nutzungs-
planung einbezogen werden.

Mit dem Einbezug der in den 70er Jahren erstellten Lawinengefahrenkarten wur-
den gute Erfahrungen gemacht: Wo diese Grundlagen vorhanden waren, fanden sie

Eingang in die Rieht- und Nutzungsplanung. Wir führen den mangelhaften Einbezug
übriger Gefahrenprozesse in der Raumplanung besonders auf das Fehlen glaubhafter
Gefahrengrundlagen und nicht etwa nur auf den Mangel an politischem Willen zurück.

Die positiven Erfahrungen bei den Lawinengefahren lassen sich allerdings nicht
unbedingt auf andere Gefahrenprozesse übertragen. Insbesondere die Wildbach- und
Flochwassergefahren betreffen in Obwalden vielerorts stark besiedelte und intensiv
genutzte Gebiete. Hier sind Diskussionen und Auseinandersetzungen zu erwarten,
denen sich die Naturgefahren-Verantwortlichen mit einwandfreien Grundlagen in der
Hand stellen müssen.

7. «Übergangs-Gefahreninanagement»

Bis zum flächendeckenden Vorliegen der Gefahrengrundlagen ist ein sogenanntes
Übergangsmanagement notwendig. Während dieser Zeit ist es insbesondere noch nicht
möglich, Risiken flächendeckend zu gewichten und Prioritäten für Schutzmassnahmen
über die gesamte Kantonsfläche zu setzen.

Einige wesentliche Elemente des Gefahrenmanagements können aber bereits jetzt
schon umgesetzt werden,
• indem Massnahmen zur Abwehr von Naturgefahren über möglichst grosse Flächen

und integral beurteilt werden; über diese Projektgebiete werden die Gefahren-
grundlagen inklusive Risikoanalyse vorgängig zur Massnahmenplanung erstellt;

• indem Planungs- und Bauvorhaben - wie bisher - od /20c und einzelfallweise bezüg-
lieh Naturgefahren beurteilt werden;

• indem in laufenden Massnahmenprojekten die Elemente des Projektmanagements
(insbesondere auch Controlling und Dokumentation) konsequent umgesetzt wer-
den;

• indem die periodische Nachkontrolle und der Unterhalt der getroffenen Massnah-
men sichergestellt werden.

Ver/asser:
Josef Hess, dipl. Forsting. ETH, Oberforstamt Obwalden, Abteilung Naturgefahren, Haus des
Waldes, Flüelistr. 3, CH-6060 Samen.
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